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den  bzw.  den Aufbau  neuer  Sicherheitskräfte  als  auch  deren  demokratische Kontrolle. 
Zum anderen sind sie eine Folge des nach den Machtwechseln eingetretenen Sicherheits‐
vakuums.  Im  Schatten dieses  Sicherheitsvakuums weiteten kriminelle und  terroristische 
Organisationen  ihre Aktivitäten  aus  und  festigten  ihre  Strukturen. Darüber  hinaus  be‐
















ist wissenschaftlicher Mitarbeiter  des  GIGA  Instituts  für Nahost‐Studien. Hauptgegen‐
stand  der  Forschung  sind  neben  den  innen‐  und  außenpolitischen  Entwicklungen  der 






























als  Einführung  in  die  Theorie  und  Empirie  der  Transformationsforschung  versteht, wird 
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zessen1 oder die Auswirkungen des  teilweisen  oder  vollständigen Verlusts des  staatlichen 
Gewaltmonopols eigens thematisiert.  
Diesem Aspekt widmeten  sich hauptsächlich Untersuchungen  zum Wiederaufbau von 














politisierte,  korrupte,  inkompetente  Justiz  und  inhumaner  Strafvollzug  unterminieren 
eine verbesserte Polizeiarbeit und ‐organisation; eine schwache Justiz begünstige Organi‐
sierte Kriminalität, extralegale Tötungen, politische Morde und Kleinkriminalität.  













                                                 
1   Auch  im Konferenzbericht des Genfer Centre on Conflict, Development and Peacebuilding  (CCDP 2012) zu den 






























keit,  dass  langfristig  eine  „high‐quality“ Demokratie  aufgebaut werde,  reduziere  sich mit 
(steigendem) Gewalteinsatz (Johnstad 2010: 474). Die Existenz einer gewaltbereiten Opposi‐
tion begünstige  zudem die Wahrscheinlichkeit  eines Konflikts  in der Phase nach dem Re‐
gimewechsel.  Staatliche  und  oppositionelle Gewalt  haben  negative Langzeitauswirkungen 




che Rolle dabei  staatlichen  Sicherheitsorgane  zukommt, wird  in der Analyse  jedoch nicht 
näher eingegangen.3 
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ergreifen müssen,  gilt  demnach,  dass  Institutionenbildung  ein  Schlüssel  zur  Eingrenzung 
(Zähmung)  von  Gewalt  ist  und  deshalb  dem  Sicherheitssektor  eine  besondere  Rolle  zu‐
kommt. Diese Schlussfolgerung zog auch Robin Luckham in dem Sammelband Governing In‐













Im  folgenden Text werden  in Kapitel 2 ausgehend von den Beobachtungen  in Zusam‐
menhang mit den Fallbeispielen Tunesien, Ägypten und Libyen die Erosion des Gewaltmo‐
nopols  im Verlauf der politischen,  gewaltsamen Umbruchsprozesse  thematisiert. Kapitel 3 
geht auf die neuen Akteure und Machtkonstellationen ein, die bereits bestehende Konflikte 
intensivieren und neue Konflikte generieren, die  in gewaltsame Konfrontationen mündeten 


















(Mubarak  in Ägypten) bzw. 1987  (Ben Ali  in Tunesien) an der Macht. Das Ende  ihrer Herr‐
schaft war  im Laufe der Proteste 2011 zur zentralen Forderung der Protestierenden  (Aufruf 
„Dégage“/Irhal) geworden. Damit  enden  jedoch die Gemeinsamkeiten, denn  so  ähnlich die 
übergeordneten  Beziehungsstrukturen  auch  waren  (autoritär,  zentralistisch,  klientelistisch) 
und  so  sehr  sie auf eine Person  (Präsident bzw.  in Libyen den Revolutionsführer) und eine 






Dementsprechend  verliefen  die  „heißen“  Konfliktphasen,  an  deren  Ende  der Macht‐
wechsel stand, und die darauf folgende, noch nicht abgeschlossene Phase des institutionellen 
Wiederaufbaus4 in allen Staaten unterschiedlich. Dies betrifft sowohl  
— die  Länge  der  Konfliktphase  bis  zum  Machtwechsel  (Tunesien:  17.  Dezember  2010‐
14. Januar 2011; Ägypten 25. Januar‐11. Februar 2011; Libyen 17. Februar‐23. Oktober 2011) 
als auch 
— die  Intensität der gewaltsamen Auseinandersetzungen  (Bürgerkrieg  in Libyen),  folglich 
die Anzahl der Toten und Verletzten sowie die Folgen für das staatliche Gewaltmonopol.  
— Ferner gilt dies für das zeitliche Eingreifen einzelner Akteure (Militär, bewaffnete Oppo‐
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(Spanger  2012:  30).  Dem  Aufbau  der  fünf  zentralen  staatlichen  Institutionen:  Staatsfüh‐






des  Sicherheitssektors  und  die  Umsetzung  einer  Sicherheitssektorreform  (inklusive  des 
Strafvollzugs  und  des  Justizapparates)  direkt  nach Kampfhandlungen  bzw.  der  „heißen“ 
Konfliktphase  Priorität  haben müssen,7 um  die  stabilen  Rahmenbedingungen  für weitere 
Aufbaumaßnahmen  (wirtschaftlicher, sozialer Art usw.) und die Einhegung von Gewalt zu 
schaffen. Voraussetzung für die Einleitung der notwendigen Schritte ist eine funktionsfähige 





















































santen zu mobilisieren und zu  rekrutieren. Gerade die  salafistischen Gruppen  in Tunesien 








wechsel  bei  den  ersten Wahlen  (Ägypten:  Parlament;  Tunesien:  Verfassungsgebende  Ver‐
sammlung) zum Wahlsieg. Der Wahlsieg der Islamisten in Ägypten und Tunesien führte zur 
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liche Haltung)  unterscheiden,  gegenüber. Allerdings  geht  es dabei  in  erster Linie  um die 
Durchsetzung von macht‐ und wirtschaftspolitischen Interessen und die Gestaltung der neuen 
Ordnung (Lacher 2013: 13 f.). 
Begünstigt durch die Proliferation von Waffen  in Libyen und von  libyschen Waffen  in 
den Nachbarstaaten (Ammour 2012) kam es zu einer Verschärfung des Konfliktes zwischen 
beiden Lagern. In Libyen wollen vor allem  islamistische Brigaden und  in Tunesien die von 
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ums und des Innenministeriums gestellt haben, hinzu. Zunehmend aktiv werden aber auch 
prominente Einzelpersonen und zivilgesellschaftliche Gruppen wie die  tunesische Vereini‐








zu Al‐Qaida  im  Islamischen Maghreb  (AQIM), aber auch gewaltbereite Demonstranten ge‐















den Wahlen  im Oktober 2011 mit dem Anspruch angetreten  ist,  für öffentliche Sicherheit zu 
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Graphik 1: Produzenten von Sicherheit versus Produzenten von Unsicherheit in Tunesien, 
Ägypten und Libyen seit 2011 




















Quelle: eigener Entwurf. 
Die genannten Akteursgruppen griffen nicht alle gleichzeitig, sondern zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten in den jeweils nationalen Transformationsprozess ein, wobei die „Interventi-
onszeitpunkte“ eng mit dem Entstehungskontext der entsprechenden Akteursgruppen und 
ihren Zielen verknüpft scheinen. Warum diese Ablaufprozesse in allen drei Transformations-
staaten zeitlich deutlich unterschiedlich abliefen, bleibt zu hinterfragen. Offensichtlich ist al-
lerdings, dass zum Beispiel Konflikte zwischen sogenannten „Revolutionsanhängern“, also 
Unterstützern eines Macht- und Regimewechsels, kein Phänomen der ersten Stunde nach 
dem Machtwechsel waren.11 Sie traten erst im Laufe des weiteren Transformationsprozesses 
                                                 
11  Die Konflikte zwischen revolutionären Brigaden (insbesondere aus Rivalität um die Kontrolle von Territori-
um) sind in Libyen erst nach dem Sturz Qaddafis im Oktober 2011 ausgebrochen. 
Ausgangspunkt: 
In allen drei nordafrikanischen Transformations-
staaten existieren Produzenten von Sicherheit, 
die im Rahmen des staatlichen Gewaltmonopols 
aktiv werden oder (wie in Libyen) von der 
Staatsführung beauftragt sind, das Gewaltmo-
nopol wiederherzustellen 
 Nationale Armee 
 Teilstreitkräfte (Heer, Marine, Luftwaffe) 
 Militärpolizei 




 in Armee und Polizei integrierte revolu-
tionäre Brigaden (teilweise islamistisch 
ausgerichtet) 
(Libyen 2011/2012) 
 Nachrichtendienste (Inland/Ausland) 
Ausgangspunkt:  
In allen drei nordafrikanischen Transformations-
staaten ist als Folge des entstandenen Sicherheits-
vakuums ein Anstieg an gewaltförmigen Konflikten, 
an Kriminalität und an terroristischen Aktivitäten 
zu verzeichnen. 
Bereiche, in denen Produzenten von Unsicherheit 
wirken: 
 Ethnisch/tribale Konflikte um den Zugang 
zu Ressourcen/Dispositionsgewalt über  
Ressourcenerlöse 
 Religiöse Konflikte 
 Intrareligiös: Salafisten versus Andersdenk-
ende; Sunniten versus Schiiten 
 Interreligiös: Muslime versus Christen 
 Machtpolitische Konflikte 
Politische und materielle Forderungen z.B. 
der revolutionären Milizen in Libyen; 
Tunesien: Die nichtstaatlichen Komitees 
zum Schutz der Revolution sind de facto 
Produzenten von Unsicherheit 
 Soziale Konflikte 
 Militante, gewaltbereite Demonstranten 
(Übergriffe auf staatliche Einrichtungen) 
 Terrorismus 
 Gewaltakte von Al-Qaida im Islamischen 
Maghreb (AQIM), salafistischen jihadisti-
schen Gruppen 
 Kriminalität, primär Drogenhandel, Waffen-




in Tunesien, Ägypten und Libyen: 
 Einsatz von Sicherheitsorganen 
 neue Gesetze/Dekrete 
 gegebenenfalls Verhängung des Aus-
nahmezustandes/Notstands 
 Bereitschaft zur regionalen und inter-
nationalen Kooperation 
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fernzuhalten und  ihren Einfluss  auf den Verfassungsgebungsprozess  zu unterlaufen. Dies 
gilt  für die gewaltsamen Auseinandersetzungen  in Tunesien zwischen Anhängern einer  is‐
lamistischen Ordnung und jenen Parteien, Vereinigungen, Persönlichkeiten und Bürgern, die 
für  einen  religionsneutralen Staat  eintreten, genauso wie  für die Auseinandersetzungen  in 





















zesses  ein  (El  Fegiery  2012). Erst  nach  der Wahl  des Übergangspräsidenten,  aus  der Mo‐
hamed Mursi, Kandidat der Partei der Muslimbruderschaft,  im Mai 2012 (Amtsantritt Juni) 
siegreich hervorging, gab das Militär gezwungenermaßen politische Rechte ab.  In welcher 
                                                 
12  In der heißen Konfliktphase  (s.o.)  ist  insbesondere das Verhalten der beiden bewaffneten Hauptakteure Ar‐
mee und Polizei zu analysieren, die sich durch eine unterschiedlich ausgeprägte Regimeloyalität auszeichnen. 
Die Gründe für diese unterschiedliche Haltung gegenüber dem Regime (wobei u.a. die soziale Herkunft und 






















die  anderen  Sicherheitsorgane  des  Regimes  kämpften  (McQuinn  2012). Die  Loyalität  der 
Armee und der von Qaddafi bereits seit den 1970er Jahren aufgebauten und mit Privilegien 
ausgestatteten  militärischen  Sondereinheiten  sowie  paramilitärischen  Revolutionsgarden 
bröckelte erst langsam und dann auch nur bei Teilen. Allein die seit März 2011 auf der Basis 
von UN‐Resolution  1973  einsetzende NATO‐Luftunterstützung  zugunsten der Opposition 
und die umfangreiche Hilfe Katars ermöglichte es den revolutionären Brigaden nach neun‐













wechsel  entsprechende  Untersuchungen  und  Strafverfolgungen  einzuleiten  (Stichwort: 
Transitional  justice). Die Polizei und speziell die Einrichtungen der Staatssicherheit  (politi‐
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sche Polizei) waren personell und institutionell in der bisherigen Form nicht mehr aufrecht‐
zuerhalten;  sie wurden aufgelöst und  in einem ersten Schritt  in den  Innenministerien und 
den Polizeiapparaten zahlreiche Führungskader ausgewechselt.15  
In  allen drei Transformationsstaaten  sind  seit  2011 die Produzenten von  Sicherheit  im 
Umbau begriffen und als  Institutionen  instabil. Alle drei Regierungen nahmen die Reform 
des Sicherheitssektors in Angriff, zumal für die Bevölkerung „Sicherheit und Arbeitsplätze“ 










rungshandeln  bzw.  Nichthandeln  der  Regierung  Gewalt  als Mittel  des machtpolitischen 
Konfliktaustrages  in Umbruchszeiten um sich greift, wenn eine Komplizität der Regierung 
















in  Libyen  teilweise  mit  den  bewaffneten  Brigaden  kooperieren  oder  diese  personell  durchsetzt  haben 
(McQuinn 2012). 












vertretungen der Brigaden  (z.B. dem Majlis  al‐watani  al‐ala  lil‐thuwwar)  für Konflikte 
sorgen; 





— drittens sind die Grenzen zu  terroristischen Aktivitäten  (u.a. Angriffe auf ausländische 
Botschaftseinrichtungen) fließend; zumindest eine punktuelle Kooperation der gewaltbe‐
reiten  islamistischen  Brigaden wie  den  Ansar  al‐shar‘ia mit  dem  al‐Qaida‐Netzwerk/ 
AQIM ist nachweisbar. 
Gegenüber den  libyschen  islamistischen Brigaden sind die  in Tunesien agierenden salafisti‐
schen Gruppen und (die mit Messern und Schlagstöcken bewaffneten) Mitglieder der Ligen 
zum Schutz der Revolution zwar  landesweit präsent, aber zahlenmäßig nachgeordnet.20 In 









                                                 
19  Bekannte Beispiele  islamistischer Brigaden  sind die  in der  Ittihad Saraya al‐thuwwar unter dem Einfluss von 
Isma’il Sallabi und Fawzi Bukatif zusammengeschlossenen Brigaden aus dem Großraum Banghazi, die vom 
Jabal Akhdar stammenden Katiba shuhada‘ Abu Slim, die Katiba Umar al‐Mukhtar, die Katiba Ubaida Ibn al‐Jarra, 
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Hinsichtlich der feststellbaren unterschiedlichen Länge der einzelnen Konfliktphasen  in 
Tunesien  und Ägypten  einerseits  und  in  Libyen  andererseits  sind  Erklärungsansätze  not‐
wendig, die sowohl die Sozialstruktur der Gesellschaften als auch den Zerfalls‐ und Auflö‐
sungsprozess  staatlicher Strukturen berücksichtigen. Zu untersuchen wäre die Hypothese, 


































1 – Je tribaler die Gesellschaft, desto länger dauert der Konflikt. 
2 – Je korporatistischer das Selbstverständnis der Armee, desto kürzer der Konfliktverlauf. 
Übergang von 2 zu 3 / Verlauf der Postkonfliktphase: Hypothesen  
1 – Je geringer die direkten Institutioneneingriffe sind, desto schneller und stabiler wird der politische Neuan-
fang erfolgen.  
2 – Je weniger das staatliche Gewaltmonopol fragmentiert/zerfallen ist, desto schneller wird die öffentliche Si-
cherheit wiederhergestellt werden können. 
3 – Je größer die institutionellen Eingriffe sind, desto größer sind die Probleme beim Aufbau einer neuen Sicher-
heitsarchitektur und desto größer sind die Sicherheitsherausforderungen. 
Quelle: Eigener Entwurf 
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Die Erosion des staatlichen Gewaltmonopols und die nach dem Machtwechsel auftreten‐
























Festzustellen  ist  zudem, dass die Übergriffe  auf Andersdenkende und  nichtislamische 
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eine religiöse Dimension hatten. In allen Transformationsstaaten  ist nach Beginn des politi‐
schen  Konflikts  als  Folge  zusammengebrochener  Sicherheitsstrukturen  und  als  Folge  des 



















2011  entstanden und  seither  eskalierten. Allerdings  ist die Form des Gewaltaustrages von 
Land zu Land unterschiedlich; am meisten bewaffnete Konflikte und die höchsten Todeszah‐






                                                 
22  Trotz des deutlichen Anstiegs der Sicherheitsprobleme  fehlen bislang übergreifende Analysen. Die  jüngste 































Von  den  nationalen  Sicherheitsbehörden  wurde  der  Umfang  der  Waffenproliferation  in 
Nordafrika noch nicht nachrichtendienstlich aufgeklärt. Abgesehen von der grenzüberschrei‐
tenden Waffenproliferation kam es zwischen den nordafrikanischen Transformationsstaaten 
bislang  nicht  zu  gegenseitiger  Einflussnahme  auf  die  jeweils  nationalen  Gewaltkonflikte. 
Weder  haben  gewaltbereite  Salafisten  in  den  Nachbarländern  zugunsten  gleichgesinnter 
22  Hanspeter Mattes: Politische Transformation und Gewalt in Tunesien, Ägypten und Libyen seit 2011 
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Gruppen  interveniert,25 noch  haben die  Sicherheitsbehörden  über das  bestehende Ausmaß 
hinaus signifikant ihre Kooperation verstärkt.  
















1) den  Gesetzgebungsbereich  (Welche  neuen  Gesetze/Dekrete  mit  Bezug  zum  Sicher‐
heitssektor/öffentliche Sicherheit wurden verabschiedet?);  





Ein  erster Blick  auf die  seit  2011  nach den Machtwechseln  ergriffenen Maßnahmen  zeigt, 
dass diese entsprechend den länderspezifischen Ausgangsvoraussetzungen stark variieren. 
4.1  Verabschiedung neuer Gesetze und Dekrete 
In  allen drei  Staaten  reagierten die Regierungen mit  gesetzlichen Maßnahmen  auf die  Si‐
cherheitsprobleme. Der Rückgriff auf die Verhängung und/oder Verlängerung des Notstan‐
des (landesweit oder wie z.B. in Ägypten auf der Sinai‐Halbinsel oder in den Unruhestädten 
                                                 
25  Dies  ist der Unterschied zu Syrien, wo zahlreiche  tunesische und  libysche salafistische  Jihadisten auf Seiten 
der Oppositionskräfte gegen das Asad‐Regime kämpfen; Transitland für diese Jihadisten ist die Türkei. 
26  Vgl. Details  zur Konferenz  online:  <www.diplomatie.gouv.fr/en/country‐files/libya/events‐7697/2013/article/ 
international‐ministerial> (12. März 2013). 
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Port‐Said, Suez und Ismailia) sowie auf temporäre Ausgangssperren  im Fall akuter Gefähr‐
dungen der öffentlichen Sicherheit gehörten sowohl  in Tunesien als auch  in Ägypten zum 
Standardrepertoire.  In Libyen, wo  es nach dem Sturz Qaddafis  zunächst kein gesetzliches 




ven  in  Form  sogenannter  politischer  Ausschlussgesetze  wurden  schließlich  in  allen  drei 




len  drei  Staaten  nach  den Machtwechseln  in Angriff  genommen.  In  Tunesien  gab  es  seit 
Frühjahr 2011, beginnend mit der Auflösung der politischen Polizei am 7. März 2011, erste 













lung  leichter und  schwerer Waffen vorlegten.  In diese Pläne  sind die Zivilgesellschaft, die 
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die am 15. März 2011 aufgelöste Staatssicherheit durch den neuen National Security Sektor ab‐
gelöst, dabei aber viele der 100.000 Beamten übernommen. Die polizeiliche Funktionsweise 










(Waffenschmuggel,  Drogenschmuggel,  transnationale  Aktivitäten  terroristischer  Gruppen) 
und des hohen Reformbedarfs der nationalen Sicherheitsorgane einschließlich ihrer politischen 










effektiver  und  effizienter  staatlicher Eingriffe  zur Reorganisation des  Sicherheitsapparates 
und  zur Wiederherstellung des  staatlichen Gewaltmonopols.  In  keinem  Staat haben  aller‐
dings die ergriffenen Maßnahmen bislang einen normativen Charakter (demokratische Kon‐




tätsraten und der politischen Gewalt  (mit der Folge  einer  stetigen Verlängerung des Not‐
                                                 
28  Wegen der prekären Lage in den 4.000km langen Grenzregionen zu Algerien, Niger, Tschad und Sudan wur‐
den nach einer Reise von Premierminister Zaidan  in diese Staaten  (Beratung der Grenzsicherungsoptionen) 
am  17.  Dezember  2012  die  Grenzen  geschlossen  und  die  internen  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  von 
Schmugglern und Waffentransporten intensiviert (u.a. Einsatz der Luftwaffe). 
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30  Insbesondere die Rolle der Streitkräfte  ist  in  jedem nordafrikanischen Transformationsland anders ausgefal‐
len; vgl. Bourrat 2012; Lutterbeck 2012. 
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byen)  und  religiöser  Auseinandersetzungen  insbesondere  mit  salafistischen  Gruppen 
führten. 
— Es  fehlt  an Wissen über  jene  Faktoren, die  konkret  in den Transformationsstaaten die 
Wiederherstellung  des  staatlichen  Gewaltmonopols  erschweren.  Ein  wichtiger  Faktor 
dürfte die enge Verbindung zwischen militanten Gruppen und organisierter Kriminalität 
sein,  die  seit  2012  vor  allem  in  Libyen  und  Tunesien  sichtbar wird.32 Ein weiterer  er‐
schwerender Umstand dürfte die Notwendigkeit für gleichzeitige Reformen sowohl im zi‐
vilstaatlichen Bereich als auch im Sicherheitssektor sein. Diese Doppelbelastung ist stär‐
ker  zu  berücksichtigen;  gerade  die  in  allen  drei  Staaten  erhobenen  Forderungen  nach 
stärkerer Dezentralisierung (die den Einfluß lokaler Akteure stärken wird) und der damit 




— Zu untersuchen  ist  ferner,  in welcher Weise und warum  sich  einzelne Akteure  sicher‐
heitspolitisch ambivalent verhalten, sich also z.B. die islamistische Partei Ennahda in Tu‐
nesien einerseits als Regierungspartei  (zumindest  rhetorisch)  für die öffentliche Sicher‐
heit stark macht, andererseits mittels der sich unter  ihrer Kontrolle befindlichen „Ligen 






32  Offensichtlich  ist diese Verflechtung  in Nordmali; vgl. Lacher  (2012); zu den allgemeinen Analyseaspekten 
vgl. Locke (2012). 
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der  Stamm  ist. Wissensbedarf  besteht  auch  hinsichtlich  der  (teilweise  divergierenden) 
Loyalität  von Polizei und Militär  gegenüber dem Machthaber/Regime  bzw.  ihrer Auf‐
kündigung, weil sich diesbezüglich in den drei Transformationsstaaten unterschiedliche 
Verhaltensmuster feststellen lassen. 
— Ein weiteres wenig bearbeitetes Feld  sind die Ansätze zu Sicherheitssektorreformen  in 
Tunesien,  Ägypten  und  Libyen33 einschließlich  der  unterschiedlichen  Bereitschaft  der 
Staatsführungen zur sicherheitspolitischen Kooperation mit dem Ausland.34 Es stellt sich 
sowohl die Frage nach den Gründen für die unterschiedliche Reformintensität im natio‐










                                                 
33  Vgl. zur übergreifenden (gesamtarabischen) Problematik Sedra (2011) und Planty (2012). 
34  Vice versa ist aber auch die Kooperationsbereitschaft z.B. der europäischen Staaten/Deutschlands mit zu un‐


















































































eine  Reorganisation  und  Umgestal‐
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kämpfung  islamistischer  Kampf‐













- die  Einführung  neuer  techni‐
scher  Methoden  und  Labore 
(wie z.B. DNA‐Analysen) und  








































mit  EU,  Interpol);  Gründung  eines 
Afrikanischen  Zentrums  zur  Bekämp‐




























































































mutierten;  die  islamistischen Übergriffe  auf  generell Andersdenkende, Künstler,  Priester, 
Homosexuelle usw. (islamistische Gewaltspirale). 
 Die Rückwirkungen des  libyschen Bürgerkrieges auf Tunesien  (Zeitraum Februar‐Oktober 
2011);  anhaltendes  Problem  der  Waffenproliferation  (teils  bewaffnete  Auseinandersetz‐






























 Entwicklung/Stand der Transitional  justice  (Prozesse u.a. gegen Ex‐Präsident Mubarak, Ex‐

















 Die Demobilisierung  der  (teilweise miteinander  rivalisierenden)  revolutionären  Brigaden 
(Milizen), die  teils  säkular,  teils  islamistisch ausgerichtet  sind;  Integration von geeigneten 













 Anhaltende Auseinandersetzungen mit  tatsächlichen  oder  vermeintlichen Anhängern des 
gestürzten Qaddafi‐Regimes;  letzte Hochburg der Qaddafi‐Loyalisten  (Bani Walid) wurde 
im Oktober 2012 unter „revolutionäre Kontrolle“ gebracht. 
 Notwendigkeit  einer  transitional  justice; bislang keine verbindliche  staatliche Marschroute, 
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